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Wolfgang Kubicki: „Wir sollten Nord Stream 2 jetzt schleunigst
öffnen“

Müssen Menschen imWinter frieren? Drohen Teile der Industrie stillzustehen? FDP-Vize Wolfgang Ku-
bicki fordert im Interview mit RND-Korrespondent Tobias Peter die Öffnung von Nord Stream 2, um
mehr russisches Gas ins Land zu bekommen. Und das ist nicht die einzige fundamentale Änderung,
auf die Kubicki jetzt dringt.
Herr Kubicki, die Bundesregierung will für einen
befristeten Zeitraum die Mehrwertsteuer auf Gas
senken. Bringt das die notwendige Entlastung,
auf die Bürgerinnen und Bürger im Land so sehn-
lich warten – oder mussmehr folgen?

Natürlich haben wir uns, was die Mehrwertsteuer auf
Gas angeht, mehr Entlastungen gewünscht. Aber es
wird sicher noch etwas folgen. Christian Lindner hat
hier einen sehr ausgewogenen Vorschlag zum Abbau
der KaltenProgressiongemacht. Aber sodringenddas
Thema der Entlastungen ist, es ist nicht einmal der
wichtigste Punkt, den wir in der Ampel jetzt zu klären
haben. Vordringlich ist jetzt: DerBundeswirtschaftsmi-
nister muss alles dafür tun, dass wir mehr Energie zur
Verfügung haben.

Die unmögliche Mission des Christian Lindner...

Finanzminister Lindner will im kommenden Jahr die
Schuldenbremse wieder einhalten und auf gar kei-
nen Fall Steuern erhöhen. Gleichzeitig könnten gigan-
tische Ausgaben für Hilfen notwendigwerden.Wie soll
der FDP-Chef mit dem Dilemma umgehen? Ein Kom-
mentar von Tobias Peter.

Jetzt folgtdasPlädoyer für längereLaufzeitenbei
den Atomkraftwerken, oder?

Auch, aber nicht nur. Es wäre verrückt, Ende des
Jahres drei Atomkraftwerke abzuschalten, während
Deutschland wegen fehlenden Stroms im Dunkeln zu
sitzen droht. Wir müssen auch darüber reden, ob und
wie wir das Schiefergas nutzen können, das wir in hei-
mischen Quellen zur Verfügung haben. Und ich sage
ganz eindeutig: Wir sollten Nord Stream 2 jetzt schleu-
nigst öffnen, um unsere Gasspeicher für denWinter zu
füllen.

Russland kann die vertraglich zugesicherte Gas-
menge auch liefern, ohne dass wir Nord Stream

2 öffnen – dafür braucht es diese Pipeline nicht.
Wladimir Putin schickt nur absichtlich zu wenig
Gas durch Nord Stream...

Das mag so sein. Es gibt aber keinen vernünftigen
Grund, Nord Stream 2 nicht zu öffnen. Wenn Putin
dann doch nicht mehr Gas liefert, haben wir auch
nichts verloren. Kommt auf diesemWegmehr Gas bei
uns an, vielleicht sogar die komplette vertraglich zu-
gesicherte Menge, wird das helfen, dass Menschen im
Winter nicht frierenmüssenundunsere Industrie nicht
schwerenSchadennimmt.Dafür zu sorgen, ist jetzt die
oberste Pflicht der Bundesregierung. Genau aus die-
sem Grund haben wir die übrigen Pipelines aus Russ-
land ja auch nicht gekappt. Wenn die Gasspeicher ge-
füllt sind, können wir Nord Stream 2 ja wieder schlie-
ßen – und die anderen Pipelines auch, wenn wir un-
abhängig geworden sind. Aber das sind wir nun mal
noch nicht.

Putins größter Erfolg wäre ein deutscher Gasnot-
stand...

Putin würde die Öffnung der Pipeline propagandis-
tisch als großen Erfolg ausschlachten. Wir haben ver-
sprochen, fest an der Seite der Ukraine zu stehen.

Wir bleiben auch fest an der Seite der Ukraine, daran
ändert sich nichts. Das Problem ist trotz alledem: Pu-
tin hat noch immer Gas, das wir brauchen. Alles, was
dafür sorgt, dass in Deutschland mehr Gas aus Russ-
land ankommt, nützt uns mehr als ihm. Absurderwei-
se schadet Russland die Drosselung der Gaslieferun-
gen an uns gar nicht, weil durch die Knappheit die
Preise so stark gestiegen sind. Der größte propagan-
distischeErfolg für Putinwärees imÜbrigen,wennuns
das Gas ausgeht, während er noch gut an uns verdient
hat. Das gilt es zu verhindern. Und darum hat die Bun-
desregierung sich richtigerweise auch so für die Liefe-
rung der Turbine für Nord Stream 1 eingesetzt.
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Sie sagen also: Es macht keinen Unterschied,
durch welche Pipeline das Gas kommt – oder?

Putin darf keinen Vorwand haben, uns am langen Arm
verhungern zu lassen.Wenn er es trotzdembei offener
Pipeline tut, dannwird er offen sagenmüssen: „Ichwill
dem deutschen Volk schaden.“ Außerdem: Dass wir
uns aus Russland Gas liefern lassen, wird doch nicht
besser oder schlechter, weil es aus der einen oder der
anderen Pipeline kommt. Gas aus Nord Stream 2 ist
nicht unmoralischer als aus Nord Stream 1. Es ist nur
eine andere Röhre.

Würde ein Kurswechsel bei Nord Stream 2 uns
nicht international isolieren?

Niemand unserer Freunde hat ein Interesse daran,
dass die größte Volkswirtschaft Europas in die Knie
geht. Das ist hingegen im Interesse des Kremls. Das,
was uns außerdem bei unseren Nachbarn isoliert, ist,
dass wir von anderen Ländern in Europa fordern, für
uns Energie zu sparen – ohne dass wir bereit wären,
wirklich alles, was geht, auszuschöpfen. Wir können
vonden anderendochnicht erwarten, dass sie sich für
uns strecken, während wir selbst untätig bleiben. In-
ternational können wir es niemandem erklären, wenn
wir Ende des Jahres Atomkraftwerke abschalten. Oder
dass wir über die Möglichkeit von Schiefergasförde-
rung, also von Fracking, noch nicht einmal reden wol-
len.

Wo in Deutschland sollte es aus Ihrer Sicht
Fracking geben?

Überall dort, wo eine entsprechende Förderung von
Gas lohnend ist. Dazu kommen die Felder in der Nord-
see. Es geht jetzt darum, dass wir uns langfristig von
Energieimporten unabhängiger machen. Das werden
wir allein mit erneuerbaren Energien nicht schnell
genug schaffen. Fracking kann über Jahrzehnte ei-
nen erheblichen Beitrag zur Versorgungssicherheit in
Deutschland leisten.

Die Einschätzungen über das Potenzial von Fracking
gehenweit auseinander.Menschen indenbetroffenen
Regionen, und nicht nur dort, verweisen auf drohende
Umweltschäden.

Der Deutsche Bundestag hat 2016 eine Expertenkom-
missionmit dieser Frage beauftragt. Das Ergebnis war:
DieRisiken für dieUmwelt sindmittlerweile extremge-
ring.Deshalbmüssenwir für jedesFördergebiet ergeb-
nisoffen über Fracking reden.

Und auch über das, was es in einem bestimmten
Gebiet konkret für die Umwelt bedeutet?

Selbstverständlich sollten dabei auch mögliche Um-
weltschäden eine Rolle spielen – allerdings sehe ich
auch, dass die deutsche Debatte zur Übertreibung
neigt. Ich halte es fürmoralisch verwerflich, hierzulan-
de eine Fördermethode wie Fracking kategorisch aus-
zuschließen, aber gern das Gas zu nehmen, das an-
derswo auf diese Weise gefördert wird. Dieses Han-
deln nach dem Motto „Umweltschäden meinetwegen
– aber nicht vor meiner eigenen Haustür“ halte ich
für rücksichtslos. Das gilt auch für die Kernkraft. Die
Ukraine befindet sich im Krieg, aber bietet uns zusätz-
lichen Atomstrom an. Wir dagegen wollen Kraftwerke
abschalten. Das ist doch lächerlich.

Laufzeitverlängerung nötig...Wäre ein Streckbe-
triebderdrei verbleibendenKraftwerkeeindenk-
barer Kompromiss in der Koalition?

Nein. Ein Streckbetrieb wäre ein erster Schritt, um ein
bisschen besser über denWinter zu kommen. Aberwir
brauchen die verbleibenden Kernkraftwerke für mehr
Energiesicherheit auf jeden Fall bis zum Jahr 2024,
möglicherweise auch länger.

Sie sind Vizevorsitzender einer der drei Parteien,
die dieses Land regieren. Bereitet die Bundesre-
gierung dieses Land aus Ihrer Sicht unzureichend
auf denWinter und das kommende Jahr vor?

Die Menschen werden es uns nicht verzeihen, wenn
wir die Gefahr der Energieknappheit im Winter unter-
schätzen. Wenn wir nicht alles dagegen getan haben,
dass Menschen im Winter frieren müssen, gefährdet
das den Rückhalt der Demokratie. Nicht nur die Grü-
nen werden den Unmut der Bürger zu spüren bekom-
men, wenn wir die Atomkraftwerke zu früh abschalten
und Strom viel zu teuer wird oder sogar fehlt.

SieverlangenvondenGrünen,Maßnahmenzuzu-
stimmen, die für diese bislang unvorstellbar wa-
ren. Muss dann nicht auch die FDP bereit sein,
noch mal darüber zu reden, ob die Schulden-
bremse im kommenden Jahr ausgesetzt werden
muss?

Die Einhaltung der Schuldenbremse hat Verfassungs-
rang. Dass das letzte Atomkraftwerk Ende des Jahres
vom Netz geht, nicht. Ich will gar nicht grundsätzlich
am Atomausstieg rütteln. Ich will nur, dass die Kraft-
werkeetwas länger laufen. Ebensolangeesnotwendig
ist. Einen Kuhhandel à la „Längere Laufzeiten bei der
Atomkraft gegen eine Aussetzung der Schuldenbrem-
se“ wird es nicht geben.

Zurück zum Anfang des Gesprächs: Bleibt denn
dann überhaupt genug Geld, um die Menschen
ausreichend zu entlasten?
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Der Staat kann nicht jeden Nachteil ausgleichen. Es
muss Priorität haben, untere undmittlere Einkommen
zu entlasten: also dieMenschen, die arbeiten, aber am
Ende gar nicht so viel rausbekommen. Manches ande-
re wird nicht gehen. Die Grundsicherung muss weiter
ausreichen, um damit über die Runden zu kommen.

Die Unterschiede zwischen den drei Parteien in
der Ampelkoalition sind riesengroß. Ist dieRegie-
rung indieserKrise schnell genugentscheidungs-

fähig?

Die Ampel hat sich innerhalb kürzester Zeit auf ein
Sondervermögen von 100 Milliarden Euro für die Bun-
deswehr verständigt. Diese Koalition muss und wird
die vor ihr liegenden Aufgaben lösen. Dieses Regie-
rungsbündnis hält. Die einzige Alternative wäre eine
Neuwahl – und die wäre in dieser Lage verheerend für
das Land.
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WEBLINK

Deponie-Suche für AKW-Abfall hakt

Mit der Reaktorkatastrophe vonFukushimakamdasAus für das Atomkraftwerk inBiblis.Mit der deut-
schen Energiewende gingen auch die beiden Reaktorblöcke in Südhessen vom Netz. Seit Jahren wir
dort nun rückgebaut - nur den Müll will keiner haben.

Die vier Kühltürme und die beiden Reaktorblöcke des
ehemaligen Atomkraftwerks Biblis in Südhessen sind
weithin sichtbar. Auf den ersten Blick deutet nichts
darauf hin, dass von hier kein Atomstrom mehr fließt,
einzig: Aus den gigantischen Türmen steigt kein Was-
serdampf mehr auf. Das Kraftwerk wird seit Jahren
rückgebaut. Bei diesem Rückbau hakt es weiter bei
der Suche nach einer Deponie für die zu erwartenden
Zehntausenden Tonnen Kraftwerksschrott. ”Da noch
keine Deponie gefunden wurde, lagern Abfälle, die für
eine Deponierung vorgesehen sind, zurzeit auf dem
KKW-Gelände”, teilte das hessische Umweltministeri-
um auf Anfrage der Deutschen Presse-Agentur mit.

Es sei einAntragaufDuldungeinerMitbenutzungeiner
Deponie gestellt worden, der derzeit vom Regierungs-
präsidiumDarmstadt geprüftwerde, heißt es beimMi-
nisterium. Das Ergebnis ist offen.

Nach Angaben des Regierungspräsidiums dauert die
Prüfung. ”Ob eine geeignete Deponie im Zuständig-
keitsbereich des Regierungspräsidiums vorhanden ist
und ob und unter welchen Voraussetzungen eine An-
ordnung verhältnismäßig wäre, wird aktuell noch von
uns geprüft”, teilte die Behördemit. Selbst wenn es ei-
ne Anordnung gibt, könnte das nicht das letzte Wort
sein. Das Verwaltungsgericht Karlsruhe urteilte un-
längst, dass Abfälle von einem Atomanlagen-Rückbau
nicht auf eine Deponie dürfen.

Hessens Umweltministerin Priska Hinz (Grüne) hatte
imJanuar in einer Antwort auf eineKleineAnfragemit-
geteilt, ”die gesicherte Entsorgung von Abrissmaterial
ist für einen sicheren und zügigen Abbau” wesentlich.
Keine von mehr als 200 angefragten Deponien bun-
desweit habe sich hierzu aber bereit erklärt.

Das Kernkraftwerkmit seinen zwei Blöcken wurde wie
andere nach der Reaktorkatastrophe von Fukushima
2011 stillgelegt und wird seit 2017 rückgebaut. Von
den 17 aktiven Atomkraftwerken zur Zeit der Katastro-

phe in Japan sind heute noch 3 amNetz. Sie sollen En-
de des Jahres abgeschaltet werden.

Angesichts steigender Preise und drohender Energie-
knappheit ist eineDebatte umdieweitereNutzungder
verbliebenden deutschen Atomkraftwerke entbrannt.
Längere Laufzeiten schloss zuletzt auch der Chef der
Bundesnetzagentur, Klaus Müller, nicht aus. Nach An-
gaben des Bundesamtes für die Sicherheit der nuklea-
ren Entsorgung (Base) werden heute 11 der damals 17
Kraftwerke rückgebaut.

Ein ersterMeilenstein beimRückbau vonBiblis ist dem
hessischen Umweltministerium zufolge erreicht. Die
Brennelemente seien in Castoren verpackt und damit
eine Kernbrennstoff-Freiheit erreicht. ”Damit wurde
gegenüber dem Leistungsbetrieb 99 Prozent der Ak-
tivität aus den Blöcken entfernt und ein Kernschmel-
zunfall unmöglich gemacht.” Im Block A habe der Be-
treiber, der Energieversorger RWE, eine Abbaufabrik in
Betrieb genommen. Dort gebe es Dekontaminations-
, Trockenstrahl- und Abwasseraufbereitungsanlagen
sowie Sägen. So werden die Bestandteile aus dem In-
neren der Gebäude behandelt und zerlegt.

Gemäß den Planungsdaten erwarte RWE eine Ge-
samtmenge von 63.000 Tonnen radioaktiver Reststof-
fe aus den Kontrollbereichen beider Blöcke, heißt es
beim Umweltministerium. 55.000 Tonnen davon sol-
len direkt oder mit geringem Dekontaminationsauf-
wand zur Freigabe gelangen und damit irgendwann
auf eine Deponie. ”Etwa 5800 Tonnen können voraus-
sichtlich nicht freigegebenwerden undmüssen als ra-
dioaktiver Abfall entsorgt werden.”

Auch dieser strahlende Müll ist auf dem Kraftwerks-
gelände gelagert. Bei all den Zehntausenden Tonnen
Abfall ist ein möglicher Gebäudeabriss noch gar nicht
mitgerechnet. Erst nach dembis Ende 2033 geplanten
Rückbauwerdeüber einenAbriss oder eineWeiternut-
zung entschieden.
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”Beim Abbau des Kernkraftwerkes Biblis fallen Abfäl-
le an, deren Radioaktivität so gering ist, dass sie ent-
sprechend den Vorgaben der Strahlenschutzverord-
nung spezifisch freigegeben und nach den Regelun-
gen des Kreislaufwirtschaftsgesetzes wie regulärer Ab-
fall auf einer Deponie entsorgt werden können”, hatte
Hinz im Januar in ihrer Antwort auf die Kleine Anfra-
ge gesagt. Für den Naturschutzbund Bund eine Milch-
mädchenrechnung.

”Das ganze Modell ist nicht belastbar”, sagte Werner
Neumann vom Landesvorstand des hessischen Bun-
des. ”Bei demThemaGrenzwerte kommenGutachten

zu einem anderen Schluss.” Der Verband habe 2017
gegen die Genehmigung einer Freigabe des Mülls Kla-
ge beim Verwaltungsgerichtshof eingereicht. Die liege
dort nun seit fünf Jahren. ”Wir halten es nicht für un-
gefährlich.” Es gehe um die Frage, ob die Kriterien für
die Grenzwerte überhaupt geprüft worden seien.

Auch der für die Entsorgung eigentlich zuständige
LandkreisBergstraße sei inder Verantwortung.Der ha-
be keine geeignete Deponie, sagte er. ”Denen ist aber
seit vielen Jahren bekannt, dass dort ein AKW steht.”
Eigentlich sollteman es amOrt des Geschehens unter
einer Kuppel lagern.
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